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BGH-Leitsatz-Entscheidungen 

  

   
   

1. AEUV: Vorlage von RL 2015/2436 zur Frage des Besitzes markenverletzender 
Ware im Ausland 
Beschluss vom 23.01.2024, Az: I ZR 205/22  

2. MarkenG: Störung der kennzeichenrechtlichen Gleichgewichtslage 
Urteil vom 10.01.2024, Az: I ZR 95/22  

3. AEUV: Vorlage von RL 2000/13/EG zur Werbung mit einer Zahlungsmodali-
tät 
Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZR 14/23  

4. VVG a.F.: Versagung der Möglichkeit zum Widerspruch 
Urteil vom 17.01.2024, Az: IV ZR 19/23  

5. BGB: Berücksichtigung des Werkstattrisikos bei unbezahlter Rechnung 
Urteil vom 16.01.2024, Az: VI ZR 51/23  

6. ZPO: Darlegung des Grundes für Fristverlängerung 
Beschluss vom 09.01.2024, Az: VIII ZB 31/23  

 

Urteile und Beschlüsse:

 
 
1. AEUV: Vorlage von RL 2015/2436 zur Frage des Besitzes markenverletzender 

Ware im Ausland 
Beschluss vom 23.01.2024, Az: I ZR 205/22 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union werden zur Auslegung von Art. 10 Abs. 3 
Buchst. b der Richtlinie (EU) 2015/2436 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 16. Dezember 2015 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Marken (ABl. L 336 vom 23. Dezember 2015, S. 1) folgende Fragen zur Vor-
abentscheidung vorgelegt: 

1. Kann es der Inhaber einer nationalen Marke gemäß Art. 10 Abs. 3 Buchst. b der 
Richtlinie (EU) 2015/2436 verbieten lassen, dass eine Person im Ausland markenver-
letzende Ware zu dem Zweck besitzt, die Ware im Schutzland anzubieten oder in den 
Verkehr zu bringen? 
 
2. Kommt es für den Begriff des Besitzes im Sinne von Art. 10 Abs. 3 Buchst. b der 
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Richtlinie (EU) 2015/2436 auf eine tatsächliche Zugriffsmöglichkeit auf markenverlet-
zende Ware an oder reicht die Möglichkeit aus, auf denjenigen einwirken zu können, 
der den tatsächlichen Zugriff auf diese Ware hat? 
 

  
2. MarkenG: Störung der kennzeichenrechtlichen Gleichgewichtslage 

Urteil vom 10.01.2024, Az: I ZR 95/22 
a) Stört eines von zwei gleichnamigen Handelsunternehmen, die an unterschiedlichen 
Standorten im Bundesgebiet stationäre Warenhäuser betreiben, die zwischen ihnen be-
stehende kennzeichenrechtliche Gleichgewichtslage durch eine bundesweite Werbung 
für seinen Onlineshop in sozialen Netzwerken, die auch seinen stationären Warenhäu-
sern zugutekommt, muss es zur Vermeidung von Verwechslungen und Fehlzuordnun-
gen des beworbenen Warenangebots hinreichend darüber aufklären, welchem der bei-
den Unternehmen die Werbung zuzurechnen ist. Ein entsprechender aufklärender Hin-
weis muss auch die Standorte der stationären Warenhäuser entweder ausdrücklich auf-
führen oder sie in einer Weise zugänglich machen, die dem gleichkommt. Bei einer In-
ternetwerbung kann dies durch eine Verlinkung geschehen, durch die der angespro-
chene Verkehr unmittelbar zu einer Internetseite weitergeleitet wird, auf der die Häu-
serstandorte aufgeführt sind. 
 
b) Die durch die Verletzung eines Unternehmenskennzeichens begründete Wiederho-
lungsgefahr kann - wie die Wiederholungsgefahr nach der Verletzung einer nationalen 
Marke oder einer Unionsmarke - regelmäßig nicht schon durch die Aufgabe der bean-
standeten Tätigkeit beseitigt werden. Auch das Vorbringen, es habe sich bei dem 
rechtsverletzenden Verhalten um einen einmaligen Vorfall gehandelt, kann den Verlet-
zer nicht entlasten. 
 

  
3. AEUV: Vorlage von RL 2000/13/EG zur Werbung mit einer Zahlungsmodalität 

Beschluss vom 21.12.2023, Az: I ZR 14/23 
Dem Gerichtshof der Europäischen Union wird zur Auslegung von Art. 6 Buchst. c 
der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 
2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, ins-
besondere des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt ("Richtlinie über 
den elektronischen Geschäftsverkehr"; ABl. L 178 vom 17. Juni 2000, S. 1) folgende 
Frage zur Vorabentscheidung vorgelegt: 

 
Stellt die Werbung mit einer Zahlungsmodalität (hier: "bequemer Kauf auf Rech-
nung"), die zwar nur einen geringen Geldwert hat, jedoch dem Sicherheits- und 
Rechtsinteresse des Verbrauchers dient (hier: keine Preisgabe sensibler Zahlungsda-
ten; bei Rückabwicklung des Vertrags keine Rückforderung einer Vorleistung), ein 
Angebot zur Verkaufsförderung im Sinne des Art. 6 Buchst. c der Richtlinie 
2000/31/EG über den elektronischen Geschäftsverkehr dar? 
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4. VVG a.F.: Versagung der Möglichkeit zum Widerspruch 
Urteil vom 17.01.2024, Az: IV ZR 19/23 
Es ist aus Rechtsgründen nicht zu beanstanden, dass das Tatgericht die Möglichkeit 
der Ausübung des Widerspruchsrechts nach § 5a Abs. 1 Satz 1 VVG a.F. versagt, 
wenn - bei gleichzeitiger Übersendung von und Hinweis auf Versicherungsschein, 
Versicherungsbedingungen und Verbraucherinformationen - in der im Policenbegleit-
schreiben enthaltenen Widerspruchsbelehrung auf den "Zugang dieses Schreibens" als 
den Umstand verwiesen wird, der den Lauf der Widerspruchsfrist auslöst (Fortführung 
des Senatsurteils vom 15. Februar 2023 - IV ZR 353/21 , BGHZ 236, 163 ). 
 

  
5. BGB: Berücksichtigung des Werkstattrisikos bei unbezahlter Rechnung 

Urteil vom 16.01.2024, Az: VI ZR 51/23 
a) Auch bei unbezahlter Werkstattrechnung kann sich der Geschädigte auf das soge-
nannte Werkstattrisiko berufen und in dessen Grenzen Zahlung von Reparaturkosten, 
Zug um Zug gegen Abtretung seiner diesbezüglichen Ansprüche gegen die Werkstatt 
an den Schädiger, verlangen, allerdings nicht an sich selbst, sondern an die Werkstatt 
(wie Senatsurteil vom heutigen Tag - VI ZR 253/22, zur Veröffentlichung in BGHZ 
bestimmt). 
 
b) Der aufgrund eines Verkehrsunfalls Geschädigte darf bei der Beauftragung einer 
Fachwerkstatt mit der Reparatur des Unfallfahrzeugs grundsätzlich darauf vertrauen, 
dass diese keinen unwirtschaftlichen Weg für die Schadensbeseitigung wählt und nur 
die objektiv erforderlichen Reparaturmaßnahmen durchführt. Er ist daher aufgrund des 
Wirtschaftlichkeitsgebots nicht gehalten, vor der Beauftragung der Fachwerkstatt zu-
nächst ein Sachverständigengutachten einzuholen und den Reparaturauftrag auf dessen 
Grundlage zu erteilen. 
 

  
6. ZPO: Darlegung des Grundes für Fristverlängerung 

Beschluss vom 09.01.2024, Az: VIII ZB 31/23 
Zu den Anforderungen an die Darlegung eines erheblichen Grundes im Sinne des § 
520 Abs. 2 Satz 3 ZPO bei der Stellung eines (erstmaligen) Antrags auf Verlängerung 
der Frist zur Begründung der Berufung (im Anschluss an BGH, Beschlüsse vom 10. 
Juni 2010 - V ZB 42/10 , NJW-RR 2011, 285 Rn. 8; vom 9. Mai 2017 - VIII ZB 69/16 
, NJW 2017, 2041 Rn. 12 ff.; vom 22. Juni 2021 - VIII ZB 56/20 , NJW 2022, 400 Rn. 
23; vom 14. September 2021 - VI ZB 58/19 , juris Rn. 12; vom 16. November 2021 - 
VIII ZB 70/20 , NJW-RR 2022, 201 Rn. 16; jeweils mwN). 
  

 

 


